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Textgegenuber stellung

Geltende Fassung

V or geschlagene Fassung

Inhaltsver zeichnis

Inhaltsver zeichnis

§9. ...

§9. ...

§ 9a. Abfallvermeidungsprogramm

§22a his§22c. ...

§22a bhisg§22c. ...

§ 22d. Allgemeine Sorgfaltspflichten

§ 24. Anzeige fur die Sammlung oder Behandlung von nicht gefahrli-
chen Abfélen

§ 24. Berechtigung fur die Sammlung oder Behandlung nicht geféhrlicher
Abfélle

8§71. ... 8§71. ...
§ 71a. Vorabzustimmung
8§75. ... 875. ...

§ 75a. Pilotprojekte

8§ 1. (1) Die Abfalwirtschaft ist im Sinne des Vorsorgeprinzips und der
Nachhaltigkeit danach auszurichten, dass

1. bis3. ...

4. bel der stofflichen Verwertung die Abfélle oder die aus ihnen gewon-
nenen Stoffe kein hdheres Gefdhrdungspotenzial aufweisen als ver-
gleichbare Priméarrohstoffe oder Produkte aus Priméarrohstoffen und

5. ...

§ 1. (1) Die Abfallwirtschaft ist im Sinne des Vorsorgeprinzips und der Nach-
haltigkeit danach auszurichten, dass

1. bis3. ...

4. bel der Verwertung die Abfélle oder die aus ihnen gewonnenen Stoffe kein
hoheres Geféhrdungspotenzial aufweisen als vergleichbare Primarrohstof-
fe oder Produkte aus Primérrohstoffen und

5 ...

(2) Es gelten folgende Grundsétze:

1. Die Abfalmengen und deren Schadstoffgehalte sind so gering wie
maoglich zu halten (Abfallvermeidung).

2. Abfdle sind zu verwerten, soweit dies 6kologisch zweckmaldig und
technisch méglich ist und die dabei entstehenden Mehrkosten im Ver-
gleich zu anderen Verfahren der Abfallbehandlung nicht unverhadtnis-
maldig sind und ein Markt fir die gewonnene Energie vorhanden ist
oder geschaffen werden kann (Abfallverwertung).

3. Nach Mal3gabe der Z 2 nicht verwertbare Abfélle sind je nach ihrer
Beschaffenheit durch biologische, thermische. Chemische oder physi-
kalische Verfahren zu behandeln. Feste Ricksténde sind mdglichst
reaktionsarm und ordnungsgemai abzulagern (Abfallbeseitigung).

(2) Diesem Gesetz liegt folgende Hierarchie zugrunde;

1. Abfallvermeidung; /— \\’/Vg:gger;tt rng 5

2. Vorbereitung zur Wiederverwendung;

3. Recycling;
4. sonstige Verwertung, zum Beispiel &
5. Beseitigung.

gewahlte Diktion: daher

a) Bel Anwendung dieser Hierarchies4 ische V/
und technisché Moglichkeit zu berticksil+- EN€rgetische Verwertung

|
stoffliche Verw. und energetische
Verw. ist aussagekratftiger als die

3. stoffliche Verwertung (Recycling)

henden Mehrkasten im Vergleich zu anderen Verfahren der Abfallbehandlung
nicht unverhdtnismaiig sind und ein Markt fir die gewonnenen Stoffe oder

es gibt keine Beseitigung --> Entsorgung
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bei allen abfallwirtschaftlichen Mal3nahmen ist
darauf zu achten die Entsorgungsautarkie zu
erhalten und Transporte moglichst gering zu halten.

§

die gewonnene Energie vorhanden ist oder geschaffen werden kann.

b) Eine Abweichung von dieser Hierarchie ist gerechtfertigt, wenn durch
eine gesamthafte Betrachtung hinsichtlich der gesamten Auswirkungen bei der
Erzeugung und Verwendung eines Produktes sowie der Sammlung und Be-
handlung der nachfolgend anfallenden Abféle bei bestimmten Abfallstromen
ergibt, dass eine andere Option das beste Ergebnis unter dem Aspekt des Um-
weltschutzes erbringt.

¢) Nicht verwertbare Abfélle sind je nach ihrer Beschaffenheit durch biologi-
sche, thermische, chemische oder physikalische Verfahren zu behandeln. Fes-
te Ricksténde sind reaktionsarm, ordnungsgemal3 abzul agern.

d) Die Ausrichtung der Abfalwirtschaft hat in der Weise zu erfolgen, dass
gemeinschaftsrechtliche Zielvorgaben, insbesondere im Hinblick auf das Re-
cycling, erreicht werden.

(3) Im offentlichen Interesse ist die
und Behandlung als Abfall erforderlich, wenn

1

2. Gefahren fur die natirlichen Lebensbedingu
Pflanzen oder fur den Boden verursacht werden kén

3. bis8. ...
9. Orts- und Landschaftshild erheblich beeintréchtigt werden ko

mlung, Lagerung, Befdrderung
ernfalls

von Tieren oder

(3) Im offentlichen Interesse ist die Sammlung, Lagerung, Beférderung und
Behandlung als Abfall erforderlich, wenn andernfalls

1 ..

2. Gefahren fur die natirlichen L ebensbedingungen von Tieren oder Pflanzen
einschliefflich Tierschutz und Schutz der Pflanzen oder fir den Boden ver-
ursacht werden kénnen,

3. bis8. ...

9. Orts- und Landschaftshild einschliefdlich Kulturgiiter erheblich beeintréch-
tigt werden kénnen.

(4) Fur Abféle, die in Behandlungsanlagen beseitigt werden, sind die Entsor-
gungsautarkie und die Beseitigung in einer der am ngChsten gelegenen geeigneten
Anlagen anzustreben. Dies gilt auch fur die Verwerfung von Abféllen in Behand-
lungsanlagen zur Verwertung von gemischten Siedfungsabfélen, die von privaten
Haushaltungen gesammelt worden sind, auch wenpl dabel Abfélle anderer Erzeuger
eingesammelt werden.

§2. (1) Abfalle im Sinne dieses Bundesgesetzes sind bewegliche Sachen,
die unter die in Anhang 1 angefihrten Gruppen fallen und

§ 2. (1) Abfalleim Sinne dieses Bundeﬁg7élzes sind bewegliche Sachen,

(2) bis(3) ...

@) bis(3) ... /

ist, dessen Hauptziel nicht die Herstellyhg dieses Stoffes oder Gegenstands ist,
kann nur dann al's Nebenprodukt und njcht als Abfall gelten, wenn folgende Vor-

(33) Ein Stoff oder Gegenstand, der ,?é Ergebnis eines Herstellungsverfahrens

sie sind nicht beseitigt. Nach der Behandlung
sind sie immer noch vorhanden!
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sie sind nicht beseitigt. Nach der Behandlung sind sie immer noch vorhanden!

Erwin
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bei allen abfallwirtschaftlichen Maßnahmen ist darauf zu achten die Entsorgungsautarkie zu erhalten und Transporte möglichst gering zu halten.
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aussetzungen erfillt sind:

1. esist sicher, dass der Stoff oder Gegenstand weiter verwendet wird, weil
ZB ein Markt besteht;

2. der Stoff oder Gegenstand kann direkt ohne weitere Verarbeitung, die tiber
die normalen industriellen Verfahren hinausgeht, verwendet werden,

3. der Stoff oder Gegenstand wird als integraler Bestandteil eines Herstel-
lungsprozesses gezielt erzeugt und

4. die weitere Verwendung ist zulassig, insbesondere ist der Stoff oder Ge-
genstand unbedenklich fir den beabsichtigten sinnvollen Zweck einsetz-
bar, es werden keine Schutzgiiter (vergleiche § 1 Abs. 3) durch die Ver-
wendung beeintréchtigt und es werden alle einschlagigen Rechtsvorschrif-
ten eingehalten.

(4) Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind
1

(4) Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind
1

2. ,Siedlungsabfélle* Abféle aus privaten Haushalten und andere Abfal-
le, die auf Grund ihrer Beschaffenheit oder Zusammensetzung den Ab-
fallen aus privaten Haushalten éhnlich sind; bei der Zuordnung ist das
Europédische Abfalverzeichnis im Sinne des Art. 1 der Richtlinie
75/442/EWG Uber Abfélle, ABI. Nr. L 194 vom 25.07.1975 S. 39, ge-
andert durch die Richtlinie 91/156/EWG, ABI. Nr.L 78 vom
26.03.1991 S. 32 und die Entscheidung 96/350/EG, ABI. Nr.L 135
vom 06.06.1996 S. 32, zu berilicksichtigen.

2. ,Siedlungsabfélle’ Abfélle aus privaten Haushalten und andere Abfélle,
die auf Grund ihrer Beschaffenheit oder Zusammensetzung den Abfallen
aus privaten Haushalten ahnlich sind; bei der Zuordnung ist das Europé
ische Abfalverzeichnis im Sinne des Art. 7 der Richtlinie 2008/98/EG
Uber Abfalle, ABI. Nr. L 312 vom 22. 11. 2008, S. 3-30v, zu beriicksichti-
gen. Gemischte Siedlungsabfélle im Sinne des Européischen Abfallver-
zeichnisses gelten auch dann weiterhin als gemischte Siedlungsabfélle,
wenn sie einem Behandlungsverfahren unterzogen worden sind, das ihre
Eigenschaften nicht wesentlich verandert hat.

3. bis4. ...

3. bis4. ...

5. ,Altéle" mineralische (einschliefdlich synthetische) Schmier- und In-
dustriedle, die fir den Verwendungszweck, fir den sie urspriinglich be-
stimmt waren, ungeeignet geworden sind, insbesondere gebrauchte
Verbrennungsmotoren- und Getriebedle, mineralische Maschinen-,
Turbinen- und Hydraulikéle.

5. ,Altéle" ale mineralischen oder synthetischen Schmier- oder Industriedle,
die fir den Verwendungszweck, fur den sie urspriinglich bestimmt waren,
ungeeignet geworden sind, zum Beispiel gebrauchte Verbrennungsmoto-
ren- und Getriebedle, Schmierdle, Turbinen- und Hydraulikole.

(5) Im Sinne dieses Bundesgesetzes

1. umfasst ,, Abfallbehandlung” die im Anhang 2 genannten Verwertungs-
und Beseitigungsverfahren.

(5) Im Sinne dieses Bundesgesetzes
1. ist ,Abfalbehandlung” jedes Verwertungs- oder Beseitigungsverfahren,

2.ist ,stoffliche Verwertung® die 6kologisch zweckméalige Behandlung
von Abféllen zur Nutzung der stofflichen Eigenschaften des Aus-

einschliefllich der Vorbereitung vor der Verwertung oder Beseitigung.

/ZJaRecycling“ ein Verwertungsverfahren, durch das Abfallmaterialien zu
Produkten, Sachen oder Stoffen entweder fur den urspriinglighen Zweck

gangsmaterials mit dem Hauptzweck, die Abfalle oder die W

oder fur andere Zwecke aufbereitet werden. Es schliefdt die Aufbereitung

|stoffliche Verwertung ist besser

Entsorgung! es gibt
keine Beseitigung!

€ UOA ¥

1BRIWLBgN YaSIUoIBRR HNMILT WinZ swyeubun|pIS - d9 "AIX X JIN/IST-NS/6T


Erwin
Beschriftung
Entsorgung! es gibt keine Beseitigung!

Erwin
Beschriftung
stoffliche Verwertung ist besser


“Usuwiouegn BunifeH sue UOIDRIIPSIUSLE Jed Jop UOA PiIM Salfeyu | Ssp 1B 1pUgIS| [0 A pun
1XB1IYDIY B1P Un- “1Isel Bunbniie A NZ Jesse o A WOA [N SPRIW 8pINM JUBWIN3OJ S8sa1d

gewonnenen Stoffe unmittelbar fir die Substitution von Rohstoffen
oder von aus Primérrohstoffen erzeugten Produkten zu verwenden,
ausgenommen die Abfélle oder die aus ihnen gewonnen Stoffe werden
einer thermischen Verwertung zugefihrt.

organischer Materialien ein, aber nicht die energetische Verwertung und
die Aufbereitung zu Materialien, die fir die Verwendung als Brennstoff
oder Grundstoff oder zur Verfillung bestimmt sind.

.sind ,,Abfalvermeidung” Mal3nahmen, die ergriffen werden, bevor ein

Produkt zu Abfall geworden ist, und die Folgendes verringern:

a) die Abfallmenge, auch durch die Wiederverwendung von Produkten
oder die Verlangerung ihrer Lebensdauer;

b) die nachteilige Auswirkungen des nachfolgend anfallenden Abfalls auf
die Umwelt und die menschliche Gesundheit oder

¢) den Schadstoffgehalt in Produkten.

. ist , Wiederverwendung" jedes Verfahren, bei dem Produkte oder Bestand-

teile, die keine Abfélle sind, wieder fur denselben Zweck verwendet wer-
den, fur den sie urspriinglich eingesetzt und bestimmt waren.

.ist , Verwertung” jede Malinahme, als deren Hauptergebnis Abfélle inner-

halb der Anlage oder in der Wirtschaft in umweltgerechter Weise einem

sinnvollen Zweck zugefiihrt werden, indem

a) sie andere Materialien ersetzen, die ansonsten zur Erfillung einer be-
stimmte Funktion verwendet worden wéren, oder

b) im Fale der Vorbereitung zur Wiederverwendung - die Abfélle so
vorbereitet werden, dass sie diese Funktion erfiillen.

Als Verwertung gilt die Vorbereitung zur Wiederverwendung, das Recyc-
ling und jede sonstige Verwertung, zum Beispiel die energetische Verwer-
tung, die Aufbereitung von Materidien, die fur die Verwendung als
Brennstoff bestimmt sind oder die Verflillung einschliefdlich der Vorbe-
handlung vor diesen Maldnahmen. Anhang 2 Teil 1 enthdlt eine nicht er-
schopfende Liste von Verwertungsverfahren.

.ist ,Vorbereitung zur Wiederverwendung® jedes Verwertungsverfahren

der Prifung, Reinigung oder Reparatur, bei dem Produkte oder Bestandtei-
le von Produkten, die zu Abfélen geworden sind, so vorbereitet werden,
dass sie ohne weitere V orbehandlung wiederverwendet werden kdnnen.

—

es gibt keine
Beseitigung!

s ,,?éseitigung“ jede Malnahme, die keine zulassige Verwertung ist,

auch wenn das Verfahren zur Nebenfolge hat, dass Stoffe oder Energie zu-
riickgewonnen werden. Anhang 2 Teil 2 enthdlt eine nicht erschdpfende
Liste von Beseitigungsverfahren.

8. ist ,Sammlung” das Einsammeln von Abfédllen durch Abholung, Entge-
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gennahme oder rechtliches Verfligen Uber die Abholung oder Entgegen-
nahme durch einen beauftragten Dritten. Die Sammlung schlief3t die vor-
laufige Sortierung und vorlaufige Lagerung der Abféle zum Zwecke des
Transports zu einer Behandlungsanlage ein.

(6) bis(8) ...

(6) bis(8) ...

§ 3. (1) Dieses Bundesgesetz gilt nicht fr

§ 3. (1) Keine Abfélle im Sinne dieses Bundesgesetzes sind

1. Stoffe, die in Ubereinstimmung mit den wasserrechtlichen Vorschriften
in Gewésser oder in eine Kanalisation eingebracht werden,

1. Abwasser einschliefflich sonstiger Wasser, die in 81 Abs. 1 und 2 der
Verordnung Uber die allgemeine Begrenzung von Abwasseremissionen in
Flie3gewasser und offentliche Kanalisationen (AAEV),
BGBI. Nr. 186/1996 in der geltenden Fassung, genannt sind,

2. Stoffe, die in Ubereinstimmung mit den luftreinhalterechtlichen Vor-
schriften an die freie Luft abgegeben werden,

2. gasformige Ableitungen in die Atmosphére

2a. Kohlendioxid, das

a) fur die Zwecke der geologischen Speicherung abgeschieden und trans-
portiert sowie geméal der Richtlinie 2009/31/EG uber die geologische
Speicherung von Kohlendioxid, ABI. Nr. L 140 vom 05.06.2009 S. 114,
geologisch gespeichert wird oder

b) mit einem geplanten Gesamtspeichervolumen von weniger als
100 Kilotonnen zu Forschungszwecken oder zur Entwicklung oder Er-
probung neuer Produkte und Verfahren geologisch gespeichert wird
(Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie 2009/3VEG),

3. bis4. ...

3. bis4. ...

5. Kadaver und Konfiskate, Schlachtabfélle und Abfélle aus der Fleisch-
verarbeitung, die einer Ablieferungspflicht gemal § 10 des Tiermate-
rialiengesetzes, BGBI. | Nr. 141/2003, unterliegen,

5.a) Korper von Tieren, die nicht durch Schlachtung zu Tode gekommen
sind, einschlielllich von Tieren, die zur Tilgung von Tierseuchen getotet
wurden und im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 be-
seitigt werden und

b) sonstige tierische Nebenprodukte einschliefdlich verarbeitete Erzeugnis-
se, die unter die Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 fallen, mit Ausnahme
derjenigen, die fur spezifische Abfallbehandlungsanlagen wie die Ver-
brennung in einer Verbrennungs- oder Mitverbrennungsaniage, oder
Behandlung in einer Biogas- oder Kompostieranlage bestimmt sind,

6. ... wurden.

6. ... wurden,

7. nicht kontaminierte Sedimente, die zum Zweck der Bewirtschaftung von
Gewassern und Wasserstral3en oder der VVorbeugung gegen Uberschwem-
mungen oder der Abschwéchung der Auswirkungen von Uberschwem-

S UOAQ
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mungen und Durren oder zur Landgewinnung innerhalb von Oberflachen-
gewdssern umgel agert werden.

8 4. Der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft wird erméchtigt, mit \VVerordnung festzulegen:

8 4. Der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft wird erméchtigt, mit Verordnung festzulegen:

1. die Abfallarten in Form eines Abfallverzeichnisses, welches die Abfall-
arten des Verzeichnisses im Sinne des Art.1 der Richtlinie
75/442/EWG Uber Abfalle umfasst;

1. die Abfallarten in Form eines Abfallverzeichnisses, welches die Abfallar-
ten des Verzeichnisses im Sinne des Art. 7 der Richtlinie 2008/98/EG Uber
Abfalle umfasst;

2. die Abfallarten, die gefdhrlich sind; dabei sind die gefahrenrelevanten
Eigenschaften gemal? Anhang 3 heranzuziehen; als geféhrlich zu erfas-
sen sind jene Abfallarten, welche im Verzeichnis im Sinne des Art. 1
Abs. 4 der Richtlinie 91/689/EWG Uber gefdhrliche Abfélle, ABI.
Nr.L 377 vom 31.12.1991 S. 20, in der Fassung der Richtlinie
94/31/EG, ABI. Nr. L 168 vom 02.07.1994 S. 28, enthalten sind;

2. die Abfallarten, die gefdhrlich sind; dabel sind die gefahrenrelevanten
Eigenschaften gemald Anhang |11 der Richtlinie 2008/98/EG Uber Abfélle
heranzuziehen; als gefahrlich zu erfassen sind jene Abfallarten, welche im
Verzeichnis im Sinne des Art. 7 der Richtlinie 2008/98/EG Uber Abfélle,
enthalten sind;

3. ... gemal Anhang 3 heranzuziehen; insbesondere ...

3. ... gemal Z 2 heranzuziehen; inshesondere ...

§5. (1) Soweit ... §5. (1) Soweit ...
Im Falle einer Vorbereitung zur Wiederverwendung im Sinne von 82 Abs.5Z 6
ist das Ende der Abfalleigenschaft mit dem Abschluss dieses Verwertungsverfah-
rens erreicht.

(2) bis(6) ... (2) bis(6) ...

§6. (1) bis(3) ...

§6. (1) bis(3) ...

(4) ... nach Erlassung ...

(4) ... nach Einlangen...

(5) bis(7) ...

(5) bis(7) ...

8 8. (1) Zur Verwirklichung der Ziele und Grundsétze des § 1 Abs. 1 und 2
hat der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft mindestens alle funf Jahre einen Bundes-Abfallwirtschaftsplan zu erstel-
len. Der Entwurf des Bundes-Abfallwirtschaftsplans ist Uber die Internetseite
des Bundesministeriums fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft der Offentlichkeit zuganglich zu machen; diesist in zwei im Bundes-
gebiet weit verbreiteten Tageszeitungen bekannt zu machen. In der Bekanntma:
chung ist darauf hinzuweisen, dass jedermann innerhalb von sechs Wochen ab
der Bekanntmachung beim Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft eine Stellungnahme abgeben kann. Die Landesregie-
rungen, der Bundesminister furr Wirtschaft und Arbeit, der Osterreichische Stad-
tebund, der Osterreichische Gemeindebund, die Wirtschaftskammer Osterreich,

8 8. (1) Zur Verwirklichung der Ziele und Grundsétze des § 1 Abs. 1, 2 und 4
hat der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft mindestens alle sechs Jahre einen Bundes-Abfallwirtschaftsplan zu erstellen.
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die Bundeskammer fur Arbeiter und Angestellte und die Présidentenkonferenz
der Landwirtschaftskammern Osterreichs werden schriftlich auf die Stellung-
nahmemaglichkeit hingewiesen. Die Stellungnahmen sind bei der Uberarbei-
tung des Entwurfs zu berlicksichtigen. Der Bundes-Abfallwirtschaftsplan ist auf
der Internetseite des Bundesministeriums fur Land- und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft zu verdffentlichen. Sofern keine zusammenfassende
Erklarung gemal3 § 8a Abs. 6 zu vertffentlichen ist, hat der Bundesminister fur
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft gemeinsam mit dem
Bundes-Abfallwirtschaftsplan die getroffenen Entscheidungen tUber die einge-
langten Stellungnahmen und die Griinde, auf denen die Entscheidungen beru-
hen, und Angaben zum Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit auf der
Internetseite des Bundesministeriums fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft zu verdffentlichen. Die Verdffentlichung ist in zwel im
Bundesgebiet weit verbreiteten Tageszeitungen bekannt zu machen.

(2) Der Bundes-Abfallwirtschaftsplan hat — unbeschadet der den Bundes-
landern zustehenden Planungsbefugnisse — mindestens zu umfassen:

1. eine Bestandsaufnahme der Situation der Abfallwirtschaft;
2. dieregionale Verteilung der Anlagen zur Beseitigung von Abféallen;
3. aus § 1 abgeleitete konkrete VV orgaben

a) zur Reduktion der Mengen und Schadstoffgehalte der Abfélle,

b) zur umweltgerechten und volkswirtschaftlich zweckméfligen Ver-
wertung von Abfélen,

C) zur Beseitigung der nicht vermeidbaren oder verwertbaren Abfélle,
d) zur Verbringung von Abfallen nach oder aus Osterreich zur Verwer-
tung oder Beseitigung und
€) zur Forderung der Verwertung von Abféllen, insbesondere im Hinb-
lick auf eine Ressourcenschonung;
4. die zur Erreichung dieser V orgaben geplanten Mal3nahmen des Bundes;
5. besondere Vorkehrungen fir bestimmte Abfélle, insbesondere Behand-
lungspflichten und Programme.

(2) Der Entwurf des Bundes-Abfallwirtschaftsplans ist Gber die Internetseite
des Bundesministeriums fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft der Offentlichkeit zuganglich zu machen; dies ist in zwei im Bundesgebiet
weit verbreiteten Tageszeitungen bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist
darauf hinzuweisen, dass jedermann innerhalb von sechs Wochen ab der Bekann-
tmachung beim Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft eine Stellungnahme abgeben kann. Die Landesregierungen, der Bun-
desminister fur Wirtschaft, Familie und Jugend, der Osterreichische Stadtebund,
der Osterreichische Gemeindebund, die Wirtschaftskammer Osterreich, die Bun-
deskammer firr Arbeiter und Angestellte und die Landwirtschaftskammer Oster-
reich werden schriftlich auf die Stellungnahmemdglichkeit hingewiesen. Die Stel-
lungnahmen sind bei der Uberarbeitung des Entwurfs zu beriicksichtigen. Der
Bundes-Abfallwirtschaftsplan ist auf der Internetseite des Bundesministeriums fir
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu veréffentlichen. So-
fern keine zusammenfassende Erklarung gemal § 8a Abs. 6 zu verdffentlichen ist,
hat der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft gemeinsam mit dem Bundes-Abfalwirtschaftsplan die getroffenen Ent-
scheidungen Uber die eingelangten Stellungnahmen und die Griinde, auf denen die
Entscheidungen beruhen, und Angaben zum Verfahren zur Beteiligung der Offent-
lichkeit auf der Internetseite des Bundesministeriums fur Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu verdffentlichen. Der Umstand der Ver6f-
fentlichung ist in zwei im Bundesgebiet weit verbreiteten Tageszeitungen bekannt
Zu machen.
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(3) Der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat den Bundes-Abfallwirtschaftsplan dem Nationarat vorzule-
gen. Bei der Vorlage sind die getroffenen Mal3nahmen zur Abfallvermeidung,
die Effizienz dieser Mal3nahmen und die getroffenen Mal3nahmen zur Kontrolle
der Behandlungsanlagen, der Abfallstrome und der Abfalsammler und
-behandler, einschliefdlich der Sammel- und V erwertungssysteme, darzustellen.

(3) Der Bundes-Abfallwirtschaftsplan hat — unbeschadet der den Bundesléan-

dern zustehenden Planungsbefugnisse — mindestens zu umfassen:

1. eine Bestandsaufnahme der Situation der Abfallwirtschaft und eine Ab-
schétzung der zukiinftigen Entwicklungen der Abfallstrome;

2. die regionale Verteilung der Anlagen zur Beseitigung von Abféllen und
bedeutender Anlagen zur Verwertung von Abféllen;

3. die Beurteilung der Notwendigkeit der Stilllegung von Anlagen;

4. die Beurteilung der Notwendigkeit zusétzlicher Anlageninfrastruktur zur
Errichtung und Aufrechterhaltung eines Netzes an Anlagen zur Sicherstel-
lung von Entsorgungsautarkie und Sicherstellung der Behandlung von Ab-
fallen in einer der am néchsten gelegenen geeigneten Anlagen;

5. bestehende Abfallsammelsysteme sowie die Beurteilung der Notwendig-
keit neuer Sammelsysteme;

6. im Falle grenziberschreitender Vorhaben im Rahmen der Erstellung des
Bundes-Abfallwirtschaftsplans die Darstellung der Zusammenarbeit mit
betroffenen Mitgliedsstaaten und der Européischen Kommission;

7. aus § 1 abgeleitete konkrete Vorgaben

a) zur Reduktion der Mengen und Schadstoffgehalte und nachteiligen
Umwelt- und Gesundheitsauswirkungen der Abfélle,

b) zur Forderung der Vorbereitung zur Wiederverwendung, des Recyc-
lings und der sonstigen Verwertung von Abféllen, insbesondere im
Hinblick auf eine Ressourcenschonung,

¢) zur umweltgerechten und volkswirtschaftlich zweckmaliigen Verwer-
tung von Abféllen,

d) zur Beseitigung der nicht vermeidbaren oder verwertbaren Abfélle,
€) zur Verbringung von Abf&llen nach oder aus Osterreich zur Verwertung
oder Beseitigung;
8. die zur Erreichung dieser Vorgaben geplanten Mal3nahmen des Bundes;

9. allgemeine Strategien und besondere V orkehrungen fur bestimmte Abfélle,
insbesondere Behandlungspflichten und Programme einschliefdlich der
Strategie zur Verwirklichung der Verringerung der zur Deponierung be-
stimmten biologisch abbaubaren Abfédlle gemal Art.5 der Richtli-
nie 1999/31/EG Uber Abfaldeponien, ABI. Nr.L 11 vom 16. 1. 2003,
S 27, und der Abfallplanung geméR Art. 14 der Richtlinie 94/62/EG Uber
Verpackungen und Verpackungsabfélle, ABI. Nr. L 365 vom 31. 12. 1994,
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S10-23.

(4) Der Landeshauptmann hat den erstellten Landes-Abfallwirtschaftsplan
dem Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft vorzulegen. Die Inhalte der Landes-Abfallwirtschaftsplane betreffend
Anlagen zur Beseitigung nicht geféhrlicher Abfélle sind in den Bundes
Abfallwirtschaftsplan aufzunehmen. Inhalte des Landes-Abfallwirtschaftsplans,
welche gemal3 der Richtlinie 2001/42/EG uber die Prifung der Umweltauswir-
kungen bestimmter Plane und Programme, ABI. Nr.L 197 vom 21. 7. 2001,
S 30, einer Umweltpriifung unterzogen werden miissen, dirfen nur dann in den
Bundes-Abfallwirtschaftsplan aufgenommen werden, wenn die Umweltpriifung
bereits auf Landesebene durchgefiihrt wurde. Diese Inhalte sind keiner Um-
weltprifung gemal § 8a zu unterziehen.

(4) Der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft hat den Bundes-Abfallwirtschaftsplan dem Nationalrat vorzulegen. Bei
der Vorlage sind die getroffenen Ma3nahmen zur Abfallvermeidung und Verwer-
tung, die Effizienz der Mal3nahmen und die getroffenen Maf3nahmen zur Kontrolle
der Behandlungsanlagen, der Abfallstrome und der Abfallsasmmler und -behandler,
einschliefdlich der Sammel- und Verwertungssysteme, auszuwei sen.

(5) Der Landeshauptmann hat den erstellten Landes-Abfallwirtschaftsplan
dem Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
vorzulegen. Die Inhalte der Landes-Abfallwirtschaftsplane betreffend Anlagen zur
Beseitigung nicht geféhrlicher Abfélle sind in den Bundes-Abfallwirtschaftsplan
aufzunehmen. Inhalte des Landes-Abfallwirtschaftsplans, welche gemél der Rich-
tlinie 2001/42/EG Uber die Prifung der Umweltauswirkungen bestimmter Pléane
und Programme, ABI. Nr.L 197 vom 21.7.2001, S30, einer Umweltpriifung
unterzogen werden miissen, dirfen nur dann in den Bundes-Abfallwirtschaftsplan
aufgenommen werden, wenn die Umweltpriifung bereits auf Landesebene durchge-
fUhrt wurde. Diese Inhalte sind keiner Umweltprifung geméi § 8a zu unterziehen.

§8a (1) bis(7) ...

§8a. (1) bis(7) ...

§8b. (1) bis(2) ...

§8b. (1) bis(2) ...

(3) ...gemaR § 8 Abs. 1. Beim ...

(3) ...gemaR § 8 Abs. 2. Beim ...

§9. ...

§9. ...

Abfallvermeidungsprogramm

§9a. (1) Der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft hat mindestens alle sechs Jahre ein Abfallvermeidungsprogramm,
mit dem Ziel das Wirtschaftswachstum von den mit der Abfallerzeugung verbun-
denen Umweltauswirkungen zu entkoppeln, zu erstellen. Dieses kann Teil des
Bundes-Abfallwirtschaftsplans sein.

(2) Das Abfallvermeidungsprogramm hat mindestens zu umfassen:
1. Ziele der Abfallvermeidungsmal3nahmen;
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gibt es objektives Verfahren zur Beurteilung der
Vermeidung??

Quantitat der

[

\

2. eine Beschreibung der bestehenden Abfallvermei dungsmal3nahmen;

3. eine Bewertung der ZweckmaRigkeit der in Anhang 1 angegebenen bei-
W oder anderer geeigneter Mal3nahmen;
4. qualitative oder itative Mal3stébe zur Uberwachung und Bewertung
der durch die Mal3nahmen erzielten Fortschritte;

5. im Falle grenziiberschreitender Vorhaben die Darstellung der Zusammen-
arbeit mit betroffenen Mitgliedstaaten und der Européi schen Kommission.

(3) Der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft hat das Abfallvermeidungsprogramm dem Nationalrat vorzulegen.

(4) 88 Abs. 2, § 8aund § 8b sind anzuwenden.

§10. (1) ...

§10. (1) ...Eine gultige Umwelterkldrung geméd der Verordnung (EG)
Nr. 1221/2009 wber die freiwillige Beteiligung von Organisationen an einem Ge-
meinschaftssystem fir das Umweltmanagement und die Umweltbetriebspriifung
(EMAYS), ABI. Nr. L 342 vom 22.12. 2009, S. 1-45, eines an EMAS beteiligten
Betriebs gilt als Abfallwirtschaftskonzept.

(2) bis(4) ...

(2) bis(4) ...

_(5) Das Abfallwirtschaftskonzept ist bei einer wesentlichen abfallrelevan-
ten Anderung der Anlage, jedoch mindestens alle fiinf Jahre fortzuschreiben.

(5) Das Abfallwirtschaftskonzept ist bei einer wesentlichen abfallrelevanten
Anderung der Anlage, jedoch mindestens ale sieben Jahre fortzuschreiben. Die
Fortschreibung einer gultigen Umwelterklérung gemél? EMAS gilt a's Fortschrei-
bung gemal diesem Bundesgesetz.

(6) ... (6) ...

§ 14. (1) ...Bundesminister fur Wirtschaft und Arbeit ... § 14. (1) ...Bundesminister fur Wirtschaft, Familie und Jugend ...
2 ... 2 ...

1. his2. ... 1. his2. ...

3. die Ruckgabe, die Rucknahme, die Wiederverwendung oder Verwer-
tung von Produkten oder Abféllen oder die Beteiligung an einem Sam-
mel- und V erwertungssystem;

3. die Riickgabe, die Ricknahme, die Wiederverwendung die Vorbereitung
zur Wiederverwendung, das Recycling oder die sonstige Verwertung von
Produkten oder Abfélen oder die Beteiligung an einem Sammel- und
Verwertungssystem,

4. die Einhaltung von Abfalvermeidungs-, Erfassungs, Sammel- oder
V erwertungsguoten innerhalb eines bestimmten Zeitraums,

4. die Einhaltung von Abfalvermeidungs-, Erfassungs-, Sammel-, Recyc-
ling- oder V erwertungsguoten innerhalb eines bestimmten Zeitraums,

5. bis6. ... 5. bis6. ...
7. ... die stoffliche Verwertung ... 7. ... die Vorbereitung zur Wiederverwendung und das Recycling...
8. bis10. ... 8. bis10. ...
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Beschriftung
gibt es objektives Verfahren zur Beurteilung der Quantität der Vermeidung??


jeder Einsatz beeintrachtigt Schutzguter (positiv und/oder negativ).

Prinzipiell beeintrachtigt zB jede CO,-Freisetzung das Schutzgut Atmosphéare negativ (auch sogenannte CO,-neutrale)! Nach dieser
Forderung darf daher bei der Verwertung von Abféllen gar kein CO, freigesetzt werden.

Richtig ist, dass im Einzelfall positive und negative Aspekte gegeneinander abzuwagen sind.
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(2a) bis(5) ... (2a) bis(5) ...

(6) ... Bundesminister fur Wirtschaft und Arbeit ... Mﬂdesminister flr Wirtschaft, Familie und Jugend...
(7) ... Bundesminister fir Wirtschaft und Arbeit ... @ ... BuMsterf[]r Wirtschaft, Familie und Jugend...
§15. (1) bis(4) ... §15. (1) bis(4) ...

(4a) Eine Verwertung ist nur zul8ssig, wenn der betreffende Abfall unbedenk-
lich fUr den beabsichtigten sinnvollen Zweck eisetzbar ist und keine Schutzguter
(im Sinne von 81 Abs. 3) durch diesen EinsatzDeeintréchtigt werden koénnen,
sowie durch diese Mal3nahme nicht gegen Rechtsvorschriften verstofzen wird.

) ... ) ...

Die Verantwortung des Abfallerzeugers und jedes nachfolgenden Abfallbesitzers
fur die Behandlung der Abfélle endet erst mit der vollsténdigen umweltgerechten
Verwertung oder Beseitigung dieser Abfélle. Der Abfallersterzeuger und jeder
nachfolgende Abfallbesitzer ist berechtigt, einen Beleg tiber die Durchfiihrung der
Sammlung, Beférderung, Lagerung oder Behandlung dieser Abfélle zu verlangen.

(5a) Abweichend von Abs. 5 endet die Verantwortung des Abfallerzeugers
und jedes nachfolgenden Abfallbesitzers mit der Ubergabe der Abféle an einen
berechtigten Abfallsammler oder -behandler, sofern es sich bei diesem um eine
eingetragene Organisation gemal? EMAS handelt, oder mit der Ubergabe von Sied-
lungsabféllen an einen berechtigten Abfallsammler oder —behandler. Die Zustan-
digkeit der Lander im Bereich der Siedlungsabfalle wird nicht berihrt.
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(6) ... (6) ...

§16.(1) ... §16.(1) ...

2 ... 2 ...

1. bis3. ... 1. bis3. ...

4, ... stofflich verwertet ... 4. ... zur Wiederverwendung vorbereitet, recycelt... <_
5. ... 5. ... )

(3) Fur Altole gilt: (3) Fur Altole gilt: - ” l -
1. ... einer stofflichen Verwertung ... 1. ... einem Recycling... mir gefallt stofflich
2. ... stofflich verwertet ... 2. ... recycelt... verwertet besser
3. ... 3.

4. ... einer stofflichen Verwertung ... 4, ... eéinem Recycling...

5. bis®. ... 5. bis®. ...



Erwin
Beschriftung
mir gefällt stofflich verwertet besser

Erwin
Beschriftung
jeder Einsatz beeinträchtigt Schutzgüter (positiv und/oder negativ).
Prinzipiell beeinträchtigt zB jede CO2-Freisetzung das Schutzgut Atmosphäre negativ (auch sogenannte CO2-neutrale)! Nach dieser Forderung darf daher bei der Verwertung von Abfällen gar kein CO2 freigesetzt werden.
Richtig ist, dass im Einzelfall positive und negative Aspekte gegeneinander abzuwägen sind.
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(4) bis(7) ...

(4) bis(7) ...

§17.(1) ...

§17. (1) ...Fur Transporteure gilt die Aufzeichnungspflicht mit Sammlung
und Aufbewahrung der Begleitscheine geméal? § 18 Abs. 1 als erflillt.

(2) Nicht der Aufzeichnungspflicht unterliegen

(2) Nicht der Aufzeichnungspflicht unterliegen

1. bis3. ... 1. bis3. ...

4. Transporteure, soweit sie Abféle im Auftrag des Abfallbesitzers nur 4. Transporteure hinsichtlich nicht gefahrlicher Abfélle, soweit sie diese
befdrdern. Abfélleim Auftrag des Abfallbesitzers nur beférdern.

(3) bis(5) ... (3) bis(5) ...

§18. (1) ... sind bekannt zu geben. Besondere Gefahren, die mit der Be-
handlung verbunden sein konnen, sind bekannt zu geben. Mit der Bestétigung
der Ubernahme der gefahrlichen Abféle durch den Ubernehmer gehen die Be-
handlungspflichten auf den Ubernehmer (iber. Dessen Ersatzanspriiche an den
Ubergeber bleiben unberiihrt.

§18. (1) ... sind bekannt zu geben.

(2) bis(6) ...

(2) bis(6) ...

§21. (1) ...Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Forstwirtschaft ...

§21. (1) ...Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft. ..

@ ...

...

(2a) Entfallen mit BGBI. | Nr. 43/2007.

(2b) Abs. 1 und 2 gelten nicht fur

(2b) Abs. 1 und 2 gelten nicht fur

1 .. 1 ..

2. Transporteure, soweit sie Abfélle im Auftrag des Abfallbesitzers nur 2. Transporteure, soweit sie ausschliefflich Siedlungsabfélle im Auftrag des
befordern, Abfallbesitzers nur befordern,

3. 3.

(2c) bis(2d) ... (2c) bis(2d) ...

(3) Gemal3 §17 aufzeichnungspflichtige Abfallsammler und —behandler
haben nach Mal3gabe einer Verordnung gemald § 23 Abs. 3 Uber das vorange-
gangene Kaenderjahr eine Aufstellung Uber die Herkunft der (lbernommenen
Abfallarten, die jeweiligen Mengen und den jeweiligen Verbleib, einschliefidlich
Art und Menge der in den Wirtschaftskreislauf zurtickgefuhrten Stoffe, vorzu-
nehmen (Jahresabfallbilanz). Von Abfallersterzeugern tbernommene Abfélle
sind als Summenwert pro Abfalart, gegliedert nach dem Branchencode und
dem jeweiligen Bundesland der Abfallherkunft, auszuweisen; bei vereinfachten

(3) Gemad § 17 aufzeichnungspflichtige Abfallsammler und —behandler mit
Ausnahme von Transporteuren, soweit sie Abfélle im Auftrag des Abfallbesitzers
nur beférdern, haben nach Mal3gabe einer Verordnung gemal? § 23 Abs. 3 Uber das
vorangegangene Kalenderjahr eine Aufstellung Uber die Herkunft der Glbernomme-
nen Abfalarten, die jeweiligen Mengen und den jeweiligen Verbleib, einschlief3-
lich Art und Menge der in den Wirtschaftskreislauf zuriickgeftihrten Stoffe, vorzu-
nehmen (Jahresabfallbilanz). Von Abfalersterzeugern tibernommene Abféle sind
als Summenwert pro Abfallart, gegliedert nach dem Branchencode und dem jewei-
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Aufzeichnungen gemald einer Verordnung nach § 23 Abs. 3 ist eine Gliederung
nach dem Branchencode nicht erforderlich. In alen Gbrigen Féllen hat eine
Untergliederung nach dem jeweiligen Ubergeber oder Ubernehmer der Abfalle
zu erfolgen. Die Jahresabfallbilanzen sind bis spétestens 15. Mé&rz jeden Jahres
dem Landeshauptmann zu melden. § 17 Abs. 5 ist — mit Ausnahme des Teilsat-
zes Uber die Summenbildung — anzuwenden.

ligen Bundesland der Abfallherkunft, auszuweisen; fur nach Mal3gabe einer Ver-
ordnung gemal? § 23 festgelegte Abfélle hat eine Gliederung nach der jeweiligen
Gemeinde zu erfolgen. In alen Ubrigen Féllen hat eine Untergliederung nach dem
jeweiligen Ubergeber oder Ubernehmer der Abfélle zu erfolgen. Die Jahresabfall-
bilanzen sind bis spétestens 15. Mérz jeden Jahres dem Landeshauptmann zu mel-
den. §17 Abs. 5 ist — mit Ausnahme des Teilsatzes Uber die Summenbildung —
anzuwenden.

(4) bis(6) ...

(4) bis(6) ...

§22.(1) ...

§22.(1) ...

(2) Folgende Stammdaten dirfen neben den zugehdrigen Identifikations-
nummern im Register erfasst werden:

1. his10. ...
11. Aufsichts- und Kontrollorgane.

(2) Folgende Stammdaten dirfen neben den zugehérigen Identifikationsnum-
mern im Register erfasst werden:

1. bis10. ...
11. Aufsichts- und Kontrollorgane,

12. das Geburtsdatum natiirlicher Personen,

13. Name, Anschrift und Geburtsdatum der abfallrechtlichen Geschéftsfihrer,
deren Verantwortungsberei che und Zustelladressen,

14. sofern erforderlich Maschinennummer, Motornummer, Betriebsart, me-
chanische Nutzleistung, Hersteller- und Typenangabe bei mobilen Anla-
gen,

15. Angaben Uber die jeweils zustdndigen Behérden (zB genehmigende Be-
hérde bei mobilen Anlagen).

3 ...

@) ...

(4) ...eines Dienstleisters bedienen. Fir das Register gema3 Abs. 1 Z 2 ist
die Umweltbundesamt Gesellschaft mit beschrankter Haftung (Umweltbundes-
amt) Dienstleister.

(4) ...eines Dienstleisters bedienen.

(5) Der Bundesminister fiir Wirtschaft und Arbeit kann im Rahmen seiner
Zustandigkeit die Register zur Erfullung seiner Aufgaben in Abstimmung mit
dem Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft verwenden.

(5) Der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft kann die Register im Rahmen seiner Zusténdigkeit zur Erfillung seiner
Aufgaben im Rahmen seines Wirkungsbereiches verwenden. Gleiches gilt fur die
Behdrden und Organe, die in mittelbarer Bundesverwaltung die jeweiligen Angele-
genheiten des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft vollziehen.

(58) Der Bundesminister fir Finanzen und die Zollamter kénnen im Rahmen
ihrer Zustandigkeit die zum Zweck der Einhebung der Altlastenbeitrége notwendi-
gen Daten der Register in Abstimmung mit dem Bundesminister fir Land- und
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Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft verwenden.

(5b) Der Bundesminister fur Wirtschaft, Familie und Jugend und der Bun-
desminister fir Gesundheit kdnnen im Rahmen ihrer Zusténdigkeit die Register zur
Erfullung ihrer Aufgaben in Abstimmung mit dem Bundesminister fir Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft verwenden. Gleiches gilt fur die
Behorden und Organe, die in mittelbarer Bundesverwaltung die jeweiligen Angele-
genheiten des Bundesministers fur Wirtschaft, Familie und Jugend oder des Bun-
desministers fur Gesundheit vollziehen.

§22a. (1) bis(3) ...

§22a. (1) bis(3) ...

(4) ...gemalAbs. 171 ...

(4 ...Abs.1Z1lit.c...

(5) bis(6) ...

(5) bis(6) ...

§22b. (1) bis(2) ...

§22b. (1) bis () ...

(3) Wird die Ubertragung einer Anlage oder eines Standortes in einem Regis-
ter gemald § 22 Abs. 1 eingetragen, ist die Person, der diese Daten einschliefdich
der technischen Datenverarbeitungsrechte Ubertragen wurden, mit dem Akzeptieren
dieser Ubertragung im Wege des Registers gemaR § 22 Abs. 1 fur die Richtigkeit,
Vollsténdigkeit und Berichtigung der Gbertragenen Daten verantwortlich.

(4) Jede registrierungspflichtige oder mitwirkungspflichtige Person kann sich
in einem Register gemél § 22 Abs. 1 durch Bevollméchtigte vertreten lassen. Die
Berufung auf die erteilte Vollmacht im Wege des Registers geméald § 22 Abs. 1
ersetzt das Ausweisen durch eine Vollmacht geméi3 § 10 Abs. 1 AVG.

§ 22c. (1) bis (3) ...

§ 22c. (1) bis (3) ...

Allgemeine Sor gfaltspflichten

§ 22d. (1) Personen haben ihre Zugangsdaten zum Register sorgféltig zu ver-
wahren, Zugriffe darauf zu verhindern und die Weitergabe der Zugangsdaten zu
unterlassen. Die Einrdumung weiterer Zugéange an andere Personen ist im eigenen
V erantwortungsbereich des Registrierten nach Mal3gabe der zur Verfligung stehen-
den Funktionen zuléssig; die so berechtigten Personen haben dieselben Sorgfalts-
pflichten, insbesondere dirfen die Zugangsdaten nicht weitergegeben werden. Die
registrierte Person darf Zugénge nur einer natirlichen Person zuordnen.

(2) Ein unter einem Zugang gestelltes Anbringen oder eine unter einem Zu-
gang gesetzte Handlung gilt — unabhéngig davon, wer die Ubermittlung tatsichlich
durchfiihrt — als Anbringen oder Handlung der registrierten Person; es sei denn, die
registrierte Person macht glaubhaft, dass das Anbringen oder die Handlung trotz
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Einhaltung seiner Sorgfaltspflichten unter missbréuchlicher Verwendung der Zu-
gangsdaten durch einen Dritten gestellt wurde.

§ 23. (1) ...Bundesminister fir Wirtschaft und Arbeit ...

§ 23. (1) ...Bundesminister fur Wirtschaft, Familie und Jugend ...

1. bis2. ...

1. bis2. ...

3. Anforderungen an die Sammlung, Lagerung und Beférderung von
Abféllen; dies gilt nicht fur die Bereitstellung und die kommunae
Sammlung und Abfuhr von nicht gefahrlichen Siedlungsabféllen;

3. Anforderungen an die Sammlung, Lagerung und Beforderung von Abféal-
len einschliefflich der Kennzeichnung und Ausstattung von Fahrzeugen;
dies gilt nicht fir die Bereitstellung und die kommunale Sammlung und
Abfuhr von nicht gefahrlichen Siedlungsabfédllen;

4. bisb. ... 4. hisb. ...
(2) ...Bundesminister fir Wirtschaft und Arbeit ... 2 ...... Bundesminister fir Wirtschaft, Familie und Jugend ...
3 ... 3 ...

(4) Der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft wird erméchtigt, zur Sicherstellung des reguléren Betriebs und der War-
tung der Register gemafd § 22 einen angemessenen Aufwandsersatz zur Einhebung
durch den Dienstleister dieser Register mit Verordnung festzulegen.

Anzeige fir die Sammlung oder Behandlung von nicht geféahrlichen Abfal-
len

Ber echtigung fiir die Sammlung oder Behandlung von nicht gefahrlichen Ab-
fallen

§24. (1) Wer nicht gefahrliche Abfélle sammelt oder behandelt, hat dem
Landeshauptmann die Aufnahme der Tétigkeit und die Anderung der Art der
Téatigkeit anzuzeigen. Die Anzeige kann in Abstimmung mit dem Landes-
hauptmann Uber das Register gemé&R § 22 Abs. 1 erfolgen.

§24. (1) Wer nicht geféhrliche Abféle sammelt oder behandelt, bedarf einer
Berechtigung durch den Landeshauptmann. Der Antrag kann, sofern dieser Teilbe-
reich in einem Register geméal § 22 Abs. 1 eingerichtet ist, Uber ein Register gemaf}
§ 22 Abs. 1 erfolgen. Ab dem 15. November 2011 hat der Antrag Uber dieses Re-
gister zu erfolgen.

(2) Dieser Anzeigepflicht unterliegen nicht ...

(2) Dieser Berechtigungspflicht unterliegen nicht ...

(3) Die AnzeigegeméRi ...

(3) Der Antrag gemaR ...

1. bis3. ... werden.

1. bis 3. ... werden,

4. die umweltgerechte, sorgféltige und sachgerechte Sammlung und Behand-
lung.

§24. (1) bis(3) ...

§24. (1) bis(3) ...

(4) Der Landeshauptmann hat die Anzeige gemal3 Abs. 1 schriftlich zur
Kenntnis zu nehmen. Uber Antrag kann dariiber auch ein schriftlicher Bescheid
ausgestellt werden. Erforderlichenfalls kann der Landeshauptmann die Samm-
lung oder Behandlung von nicht gefahrlichen Abfallen innerhalb von acht Wo-
chen mit Bescheid unter Vorschreibung von Auflagen zur Kenntnis nehmen

(4) Der Landeshauptmann hat die Berechtigung gemél3 Abs. 1, erforderlichen-
falls unter Vorschreibung von Auflagen, zu erteilen, wenn zu erwarten ist, dass die
beantragte Tatigkeit sorgfaltig und sachgerecht ausgelibt wird und die gesetzlichen
Verpflichtungen vollsténdig erfiillt werden sowie insbesondere im Falle der Samm-
lung die Lagerung in einem geeigneten genehmigten Lager sichergestellt ist. Auf
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oder untersagen, wenn zu erwarten ist, dass die Art der Sammlung oder Behand-
lung fur die jeweiligen Abfélle den Anforderungen gemal3 den 88 15, 16 sowie
23 Abs. 1 und 2 oder den Zielen und Grundsédtzen (8 1 Abs. 1 und 2) nicht ent-
spricht oder die offentlichen Interessen (8 1 Abs. 3) beeintréchtigt werden oder
mindestens drel Strafen im Sinne des Abs. 5 vorliegen und noch nicht getilgt
sind.

Personen, die die Sammlung oder Behandlung von nicht geféhrlichen Abfélen
gewerbsméaliig betreiben, ist § 25 Abs. 5 anzuwenden. Der Landeshauptmann hat
die Sammlung oder Behandlung von nicht geféhrlichen Abféllen mit Bescheid zu
untersagen, wenn zu erwarten ist, dass die Art der Sammlung oder Behandlung fiir
die jeweiligen Abfalle den Anforderungen gemal? den 88 15, 16 sowie 23 Abs. 1
und 2 oder den Zielen und Grundsétzen (8 1 Abs. 1 und 2) nicht entspricht oder die
offentlichen Interessen (8 1 Abs. 3) beeintréchtigt werden oder mindestens drei
Strafen im Sinne des Abs. 5 vorliegen und noch nicht getilgt sind. Mit der Berech-
tigung oder mit Ablauf von drei Monaten nach Einbringen eines méangelfreien und
vollsténdigen Antrags kann die Tétigkeit aufgenommen werden.

(5) bis(7) ...

(5) bis(7) ...

§25. (1) ... Der Antrag kann in Abstimmung mit dem Landeshauptmann
Uber das Register geméR § 22 Abs. 1 erfolgen.

§25. (1) ... Der Antrag kann, sofern dieser Teilbereich in einem Register ge-
mal} § 22 Abs. 1 eingerichtet ist, Uber ein Register gemal} § 22 Abs. 1 erfolgen. Ab
dem 15. November 2011 hat der Antrag Uber dieses Register zu erfolgen.

(2 bis(4) ... (2 bis(4) ...
(O 5) ...
1. bis3. ... 1. bis3. ...

4. Uber deren Vermogen der Konkurs mangels einer zur Deckung der
Kosten des Konkursverfahrens ...

4. Vermogen das Insolvenzverfahren mangels eines zur Deckung der Kosten
des Insolvenzverfahrens

5.... 5....
(6) bis(9) ... (6) bis(9) ...
§29.(1) ... §29.(1) ..

(2) Dem Antrag auf Genehmigung sind in vierfacher Ausfertigung insbe-
sondere anzuschlief3en:

(2) Dem Antrag auf Genehmigung sind insbesondere anzuschlief3en:

(3) bis(8) ...

(3) bis(8) ...

§37.(1) ...

§37.(1) ...

(2) Der Genehmigungspflicht gemal3 Abs. 1 unterliegen nicht
1. Behandlungsanlagen zur ausschliefdlichen stofflichen Verwertung von
nicht gefahrlichen Abféallen, sofern sie der Genehmigungspflicht geman
den 88 74 ff GewO 1994 unterliegen,

(2) Der Genehmigungspflicht gemald Abs. 1 unterliegen nicht
1. Behandlungsanlagen zum ausschliefflichen Recycling von nicht gefahrli-
chen Abféllen, sofern sie der Genehmigungspflicht gemaR den 88 74 ff
GewO 1994 unterliegen,

2. Behandlungsanlagen zur Vorbehandlung (Vorbereitung fir die stoffli-
che Verwertung) von nicht gefahrlichen Abfallen, sofern diese Behand-
lungsanlagen im unmittelbaren 6rtlichen Zusammenhang mit einer in

2. Behandlungsanlagen zur Vorbehandlung (Vorbereitung fur das Recycling)
von nicht gefahrlichen Abféllen, sofern diese Behandlungsanlagen im un-
mittelbaren ortlichen Zusammenhang mit einer in Z 1 genannten Behand-

1BRIWLBgN YaSIUoIBRR HNMILT WinZ swyeubun|pIS - d9 "AIX X JIN/IST-NS/6T

7€ UOA /T



“usLuoUaqN BUNeH U B3 UOIYRIIPSIUBUL iEd JOp UOA PAIM S3}feyul| SOp 1MBIPLEIS|0 A pun

1XB1IYDIY B1P Un- “1Isel Bunbniie A NZ Jesse o A WOA [N SPRIW 8pINM JUBWIN3OJ S8sa1d

Z 1 genannten Behandlungsanlage stehen und der Genehmigungspflicht
gemald den 88 74 ff GewO 1994 unterliegen,

lungsanlage stehen und der Genehmigungspflicht gemal? den 88§ 74 ff Ge-
wO 1994 unterliegen,

3. Behandlungsanlagen zur ausschliefdlichen stofflichen Verwertung von
im eigenen Betrieb anfalenden Abféllen, sofern sie der Genehmi-
gungspflicht gemal3 den 88 74 ff GewO 1994 unterliegen,

3. Behandlungsanlagen zum ausschliefflichen Recycling von im eigenen
Betrieb anfallenden Abféllen, sofern sie der Genehmigungspflicht gemar
den 88 74 ff GewO 1994 unterliegen,

4, bis7. ...

4, bis7. ...

(3) bis(5) ...

(3) bis(5) ...

§38. (1) bis(5) ...

§38. (1) bis(5) ...

(6) Zusténdige Behorde erster Instanz fir diesen Abschnitt dieses Bundes-
gesetzes ist der Landeshauptmann, sofern Abs. 7 nicht anderes bestimmt. Bei
mobilen Behandlungsanlagen, einschlieflich der Anderungsgenehmigungen und
nachtréglicher Auflagen, ist die ortlich zusténdige Behorde der Landeshaupt-
mann, in dessen Bundesland der Antragsteller seinen Sitz hat; liegt der Sitz des
Antragstellers nicht im Bundesgebiet, ist der Landeshauptmann zustandig, in
dessen Bundesland die mobile Behandlungsanlage erstmals aufgestellt und
betrieben werden soll. Der Landeshauptmann als zusténdige Anlagenbehdrde
kann die Bezirksverwaltungsbehdrde ganz oder teilweise mit der Durchfiihrung

1. eines Verfahrens oder
2. der Verfahren fur bestimmte Anlagentypen

betrauen und diese erméchtigen, in seinem Namen zu entscheiden. Gesetzliche
Mitwirkungs- und Anhorungsrechte werden dadurch nicht bertihrt. Der Landes-
hauptmann kann die Bezirksverwaltungsbehdrde auch mit der Vollziehung der
88 57 bis 62 fur bestimmte Behandlungsanlagen oder bestimmte Anlagentypen
betrauen.

(6) Zustandige Behorde erster Instanz fir diesen Abschnitt dieses Bundesge-
setzesist der Landeshauptmann, sofern Abs. 7 nicht anderes bestimmt. Bel mobilen
Behandlungsanlagen, einschlielflich der Anderungsgenehmigungen und nachtragli-
cher Auflagen, ist die drtlich zustdndige Behodrde der Landeshauptmann, in dessen
Bundesland der Antragsteller seinen Sitz hat; liegt der Sitz des Antragstellers nicht
im Bundesgebiet, ist der Landeshauptmann zusténdig, in dessen Bundesland die
mobile Behandlungsanlage erstmal s aufgestellt und betrieben werden soll.

(6a) Der Landeshauptmann als zusténdige Anlagenbehtrde gemal Abs. 6
kann fir bestimmte Behandlungsanlagen der Bezirksverwaltungsbehtrde die Zu-
standigkeit

1. zur Durchfiihrung eines Verfahrens oder

2. zur Vollziehung der 88 53 Abs. 2, 57 bis 64 und 75
ganz oder teilweise Ubertragen und die Bezirksverwaltungsbehdrde zur Entschei-
dung im eigenen Namen erméchtigen. Gesetzliche Mitwirkungs- und Anhdrungs-
rechte werden dadurch nicht berihrt.

(6b) Der Landeshauptmann as zusténdige Anlagenbehdrde gemald Abs. 6
kann durch Verordnung fir bestimmte Anlagentypen der Bezirksverwaltungsbe-
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horde die Zustandigkeit
1. zur Durchfuihrung von Verfahren oder
2. zur Vollziehung der 88 53 Abs. 2, 57 bis 64 und 75

ganz oder teilweise Ubertragen und die Bezirksverwaltungsbehdrde zur Entschei-
dung im eigenen Namen erméchtigen. Gesetzliche Mitwirkungs- und Anhdrungs-
rechte werden dadurch nicht berthrt.

(7) bis(9) ...

(7) bis(9) ...

8§ 39. (1) Dem Antrag auf eine Genehmigung gemal3 § 37 sind in vierfacher
Ausfertigung insbesondere anzuschlief3en:

§39. (1) Dem Antrag auf eine Genehmigung gemal3 8§ 37 sind in vierfacher
Ausfertigung insbesondere anzuschlief3en:

1. bis 9. der Emissionen.

1. bis 9. der Emissionen;

10. eine Beschreibung der Vorkehrungen zur Einhaltung der Behandlungs-
pflichten gemé&R den § 15 Abs. 1 bis 4 und § 16 und gemaR einer Verord-

nung nach § 23.
§43.(1) ... §43.(1) ...
1. bis5. ... 1. bis5. ...
5a. Die Behandlungspflichten gemal3 den 88 15 und 16 und gemal3 einer Ver-
ordnung nach § 23 werden eingehalten.
6. ... 6. ...
(2) bis(2a) ... (2) bis (23) ...

(2b) Genehmigungen, die eine Verbrennung oder Mitverbrennung mit energe-
tischer Verwertung umfassen, dirfen nur erteilt werden, wenn bel der energeti-
schen Verwertung ein hoher Grad an Energieeffizienz erreicht wird.

(3) Soweit nicht bereits nach den Abs. 1 und 2 geboten, ...

(3) Soweit nicht bereits nach den Abs. 1 bis 2b geboten, ...

(4) bis(6) ...

(4) bis(6) ...

§ 65. (1) ...Bundesminister fir Wirtschaft und Arbeit ...

§ 65. (1) ...Bundesminister fur Wirtschaft, Familie und Jugend ...

(2) ...Bundesminister fur Wirtschaft und Arbeit ... welche Behandlungsan-
lagen zur ausschliefdlichen stofflichen Verwertung von bestimmten nicht gefahr-
lichen Abfélen jedenfalls von der Genehmigungspflicht gemal? § 37 ausge-
nommen sind.

(2) ...Bundesminister fur Wirtschaft, Familie und Jugend ... welche Behand-
lungsanlagen zum ausschliefdlichen Recycling von bestimmten nicht gefahrlichen
Abfallen jedenfalls von der Genehmigungspflicht gemaf3 § 37 ausgenommen sind.

(3) ...Bundesminister fur Wirtschaft und Arbeit ...

(3) ...Bundesminister fur Wirtschaft, Familie und Jugend ...

§67.(1) ...

§67.(1) ...

(2) Der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

(2) Der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
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serwirtschaft Ubermittelt die Notifizierung an die zusténdige Behtrde am Be-
stimmungsort und eine Abschrift an den Empfénger und an die fir die Durch-
fuhr zustndigen Behdrden.

wirtschaft Ubermittelt die Notifizierung an die zustdndige Behtrde am Bestim-
mungsort und eine Abschrift an die fiir die Durchfuhr zustdndigen Behorden.

§68. (1) Die Notifizierung erfolgt mithilfe des Notifizierungsformulars
gema AnhanglA und des Begleitformulars gemd? AnhangIB der
EG-VerbringungsV. Der Notifizierende hat dazu zu Ubermitteln:

§ 68. (1) Die Notifizierung erfolgt mithilfe des Notifizierungsformulars gemén
Anhang IA und des Begleitformulars geméR Anhang IB der EG-VerbringungsV.
Der Notifizierende hat dazu zu Ubermitteln:

1

1

2. den Vertrag zur umweltgerechten Behandlung der Abfélle in deutscher
oder englischer Sprache und im Falle der Verbringung in ein Drittland
im Sinne der EG-VerbringungsV die Bewilligungen der Beseitigungs-
oder Verwertungsanlage;

2. den Vertrag zur umweltgerechten Behandlung der Abfélle in deutscher
oder englischer Sprache und die Bewilligungen der Beseitigungs- oder
Verwertungsanl age;

3. bis®é. ... 3. hisé. ...
2 ... ...
§69. (1) ... §69. (1) ...

(2) Fur Bescheide geméal3 Abs. 1 gelten folgende Fristen:

1. ... Fur Verbringungen innerhalb der Gemeinschaft mit Durchfuhr
durch Osterreich ist kein Bescheid zu erlassen, es sei denn, es sind auf
Art. 11 oder 12 der EG-VerbringungsV gestiitzte Einwande zu erheben
oder Auflagen vorzuschreiben.

(2) Fur Bescheide gemdl3 Abs. 1 gelten folgende Fristen:
1.... Fir Verbringungen innerhalb der Gemeinschaft mit Durchfuhr durch Os-
terreich ist kein Bescheid zu erlassen, es sei denn, es sind auf Art. 11 oder
12 der EG-VerbringungsV gestiitzte Einwande zu erheben oder Auflagen
vorzuschreiben oder es ist vor Ablauf der Frist eine Entscheidung der Be-
hérde zur Wahrung der 6ffentlichen Interessen gemal3 8 1 Abs. 3 erforder-
lich.

2. bis®. ...

2. bisé. ...

(2a) Bei einer Verbringung im Rahmen einer Vorabzustimmung gemai § 71a
gilt abweichend zu Abs. 2 Z 1 und 2 eine Frist von sieben Werktagen nach Absen-
dung der Empfangsbestétigung.

(3) bis(7) ...

(3) bis(7) ...

(7a) Das Verbringen von Abféllen

a) zur Beseitigung oder

b) in Anlagen zur Verwertung von gemischten Siedlungsabféllen, die von
privaten Haushaltungen gesammelt worden sind, auch wenn dabei Abfélle
anderer Erzeuger eingesammelt werden,

ist zu untersagen, wenn den Grundsédtzen der Entsorgungsautarkie oder der Néhe
gemald 8 1 Abs. 4 nicht entsprochen wird.
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(7b) Die Verbringung von Abfallen zur Verwertung nach Osterreich zu Ver-
brennungsanlagen ist zu untersagen, wenn erwiesen ist, dass solche Verbringungen
zur Folge hétten, dass inldndische Abféle beseitigt werden miissten, oder dass
Abfédlle in einer Weise zu behandeln wéren, die nicht mit dem Bundes-
Abfallbewirtschaftungsplan vereinbar ist.

(8) Vor Erteilung einer Einfuhrbewilligung fir Abfélle sind die Landes-
hauptméanner der Bundeslander, in denen die Abfélle behandelt werden sollen,
anzuhdren.

(8) Vor Erteilung einer Einfuhrbewilligung fur Abfélle ,ausgenommen im Fal-
le einer Notifizierung im Rahmen einer Vorabzustimmung gemai § 713, sind die
Landeshauptméanner der Bundeslénder, in denen die Abfélle behandelt werden
sollen, anzuhdren.

...

) ...

(10) Der Transport von Abféllen ab einer Gesamttransportstrecke von 400 km
und einem Gesamtgewicht von 50t hat Uber die Schiene oder andere Verkehrsmit-
tel mit gleichwertigem oder geringerem Schadstoffemissionspotential zu erfolgen,
sofern dies nach Mal’gabe der verfigbaren Kapazitdten und im Vergleich zum
Transport Uber die Stral3e zusétzlich entstehender Kosten und des zusétzlich entste-
henden Zeitaufwands zumutbar ist.

§70. (1) ...

§70. (1) ...

(2) Bei einer notifizierungspflichtigen Verbringung von Abféllen sind eine
Abschrift des Natifizierungsformulars und das Begleitformular (§ 68 Abs. 1),
die erforderliche Bewilligung gemél 869 und die sonstigen erforderlichen
Bewilligungen der auslandischen Behdrden mitzufihren.

(2) Bei einer notifizierungspflichtigen Verbringung von Abfélen sind eine
Abschrift des Notifizierungsformulars und das Begleitformular (8 68 Abs. 1), die
erforderliche Bewilligung geméR § 69 und die sonstigen erforderlichen Bewilli-
gungen der audandischen Behdrden mitzufiihren. Das Mitfihren dieser Unterlagen
kann in Abstimmung mit dem Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft bei erfolgter elektronischer Ubermittlung der Unterla-
gen auf elektronische Weise erfolgen.

3)...

@3)...

Vorabzustimmung

§71a. (1) Der Betreiber einer in Osterreich gelegenen ortsfesten Behand-
lungsanlage ist berechtigt fir die endgtiltige Verwertung in dieser Behandlungsan-
lage eine Vorabzustimmung im Sinne des Art. 14 der EG-VerbringungsV zu beant-
ragen. Der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft hat als zustdndige Behérde Uber diesen Antrag bescheidméfdig abzuspre-
chen.

(2) Dem Antrag auf Vorabzustimmung gema3 Abs. 1 sind vom Antragsteller
inshesondere anzuschlieflen:
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10.

11

12.

. Angaben Uber den Rechtstréager und Uber die Eigentiimerstruktur der be-

treffenden Behandlungsanlage inklusive aktuellem Firmenbuchauszug;

. Angaben Uber den Namen und die Adresse der betreffenden Behandlungs-

anlage sowie |dentifikationsnummern gemal3 dem Register gemald § 22 fiir
Personen, Standorte und Anlagen;

. eine Beschreibung der in der Behandlungsanlage angewandten Technolo-
gien;
. eine Beschreibung der endgiltigen Verwertungsverfahren,

fir welche eine Vorabzustimmung beantragt wurde, ein-
schliefdlich R-Codes;

. Kopien aller relevanten Berechtigungen und Genehmigungen;
. ein Nachweis Uber die Eintragung des Antragstellers als eine eingetragene

Organisation gemal EMAS;

. eine Auflistung der Abféle fur die die Vorabzustimmung ausgestellt wer-

den soll unter Angabe des Eintrags im Européischen Abfallverzeichnis, der
Schliisselnummer der ONORM S2100 ,Abfallverzeichnis' und An-
hang IV und IVA der EG-VerbringungV;

. eine Analyse/Beschreibung der physikalischen und chemischen Eigen-

schaften der in der Behandlungsanlage regelmél3ig behandelten Abfélle
sowie die Annahmekriterien der Behandlungsanlage fir diese Abfélle;

. Angaben Uber die Gesamtmenge jeden Abfalls, fir den die Vorabzustim-

mung ausgestel It werden soll;

Angaben Uber die voraussichtliche Menge, die Zusammensetzung und die
Behandlung des Restabfalls;

Angaben Uber samtliche in der Behandlungsanlage des Antragsteller ge-
mal 8 9 Verwaltungsstrafgesetz verantwortliche Personen;

eine Erklarung, Antréage und Meldungen betreffend grenziiberschreitende
Abfallverbringungen Uber ein Register gemald § 22 Abs. 1 einzubringen,
sofern dieser Teilbereich im Register eingerichtet ist.

(3) Vor Ausstellung der Vorabzustimmung ist der Landeshauptmann, in des-

sen Bundesland die betreffende Behandlungsanlage liegt, anzuhéren.

(4) Die Vorabzustimmung darf nur erteilt werden, wenn

1
2.

der Antragsteller eine eingetragene Organisation gemal EMAS ist,

weder der Antragsteller noch eine in Abs. 2 Z 11 genannte Person inner-
halb der letzten finf Jahre wegen einer Ubertretung von Bundes- oder

7€ UOA 22
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Landesgesetzen zum Schutz der Umwelt, wie insbesondere dieses Bun-
desgesetzes, der GewO 1994, des WRG 1959 oder der durch dieses Bun-
desgesetz aufgehobenen Rechtsvorschrift bestraft worden ist,

3. die Abfélle in dieser Behandlungsanlage einer endglitigen Verwertung
zugefuhrt werden,

4. die Behandlungsanlage dem Stand der Technik entspricht und

5. dem Antragsteller innerhalb der letzten finf Jahre keine V orabzustimmung
widerrufen wurde.

(5) Der Bescheid, mit dem die Vorabzustimmung ausgestellt wird, ist auf
langstens drei Jahre zu befristen. Er hat insbesondere zu enthalten:

1. eine Auflistung der Abfélle, fir die die Vorabzustimmung erteilt wird,;

2. die Gesamtmenge jedes Abfalls, fir den die Vorabzustimmung erteilt
wird;

3. die Annahmekriterien fir diese Abféle;

4. die endgultigen Verwertungsverfahren, fur welche die Vorabzustimmung
erteilt wird.

Die Aufnahme von Auflagen oder Bedingungen ist zulssig.

(6) Der Antragsteller hat jede Anderung der Umstande gemaR Abs. 4 Z 2 bis 4
und jede Anderung der relevanten Genehmigungen und Berechtigungen unverziig-
lich, langstens aber binnen 14 Tagen, unter Anschluss der relevanten Dokumente
dem Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
bekannt zu geben.

(7) Eine Streichung des Betreibers der von der Vorabzustimmung betroffenen
Behandlungsanlage aus dem EMAS-Organisationsverzeichnis oder ein Wechsel
des Betreibers dieser Behandlungsanlage erwirkt das Erléschen der Vorabzustim-
mung.

(8) Der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft hat die Vorabzustimmung zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen des
Abs. 4 Z 2 bis 4 nicht mehr vorliegen oder der Betreiber der Behandlungsanlage
entgegen seiner Erklérung gemald Abs. 2 Z 12 die Antrdge und Meldungen betref-
fend grenziiberschreitende Abfallverbringungen nicht tiber ein Register geméaf3 § 22
Abs. 1 einbringt.

§75. (1) Der Landeshauptmann hat Abfallersterzeuger von geféhrlichen
Abfélen, ausgenommen Problemstoffen, Abfallsammler und —behandler regel-
maldig angemessen zu Uberprifen. Abfallsammler und —behandler gemal} § 25

§75. (1) Der Landeshauptmann hat Abfallersterzeuger von geféhrlichen Ab-
fallen, ausgenommen Problemstoffen, Abfallsasmmler und —behandler regelmaiig
angemessen zu Uberpriifen. Abfallsammler und —behandler geméal3 § 25 Abs. 1 und
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Abs. 1 und Behandlungsanlagen fir gefahrliche Abfélle sind léngstens alle finf
Jahre zu Uberprifen. Die jeweils zustandige Behorde hat im Rahmen der Uber-
prifung die Vollstandigkeit und Richtigkeit der Stammdaten der Abfallbesitzer
im Register geméR § 22 Abs. 1 Z 1 und die standortbezogenen Daten im Regis-
ter gemdl §22 Abs. 1 Z2 zu prifen. Der Landeshauptmann kann mit der
Durchfithrung der Uberprifung der Behandlungsanlagen die Bezirksverwal-
tungshbehdrde betrauen und diese erméchtigen, in seinem Namen Anordnungen
und Auftrége zu erteilen. Gesetzliche Mitwirkungs- und Anhdrungsrechte wer-
den dadurch nicht berihrt.

Behandlungsanlagen fur gefahrliche Abfélle sind langstens alle finf Jahre zu Uber-
priifen. Die jeweils zustandige Behorde hat im Rahmen der Uberpriifung die Voll-
sténdigkeit und Richtigkeit der Stammdaten der Abfallbesitzer im Register geméal3
8§22 Abs. 1 Z 1 und die standortbezogenen Daten im Register gemal § 22 Abs. 1
Z 2 zu priifen.

(2) bis(6) ... (2) bis (6) ...
Pilotprojekte
§ 75a. In Pilotprojekten des Bundesministers fir Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft zum Zwecke der Verbesserung der Kontrolle von
Abfalltransporten kdnnen Daten Uber Abfalltransporte im Wege des el ektronischen
Registers verwendet, insbesondere Ubermittelt, werden. Im Rahmen dieser Projekte
kann das Mitfiihren und Ubermitteln von Informationen und Dokumenten gemaf3
EG-VerbringungsV entsprechend Art. 26 dieser Verordnung in elektronischer
Form erfolgen.
877.(1) ... 877.(1) ...
1. bis9. ... 1. bis9. ...
10. ... jene Behorde, welche den landesrechtlichen Bescheid oder den 10. ... der Landeshauptmann jenes Bundeslandes, in welchem der landesrech-
Bescheid gemald § 15 AWG 1990 erlassen hat, tliche Bescheid oder der Bescheid geméR § 15 AWG 1990 erlassen wurde,
11. bis13. ... 11. his13. ...
(2) bis(7) ... (2) bis(7) ...

§78. (1) bis (14) ...

§78. (1) bis (14) ...

(15) Behandlungsanlagen, die geméR § 37 genehmigungspflichtig sind, bediir-
fen nach Inkrafttreten der AWG-Novelle 2010, BGBI. | Nr. xxx/xxx, keiner Neu-
genehmigung nach diesem Bundesgesetz, wenn ein nach der vor Inkrafttreten die-
ses Bundesgesetzes geltenden Rechtslage erforderliches Genehmigungs-, Bewilli-
gungs- oder Anzeigeverfahren rechtskréftig abgeschlossen ist. Der Landeshaupt-
mann hat erforderlichenfalls von Amts wegen ein erganzendes Genehmigungsver-
fahren geméaR § 37 einzuleiten, wenn fir die Errichtung und den Betrieb dieser
Behandlungsanlage nicht alle mit anzuwendenden Materiengesetze angewendet
wurden.
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(16) Eine vor Inkrafttreten der AWG-Novelle 2010 rechtskréftig erteilte Be-
rechtigung zur Sammlung oder Behandlung nicht gefahrlicher Abfélle gilt nach
Inkrafttreten der AWG-Novelle 2010 als Berechtigung gemal3 § 24. Bei Inkrafttre-
ten der AWG-Novelle 2010 sind nach 8§ 24 anhéngige Verfahren nach den vor
Inkrafttreten der AWG-Novelle 2010 geltenden Vorschriften abzuschlief3en.

(17) Transporteure, die im Auftrag des Abfallbesitzers nur beférdern, und die
Tétigkeit vor dem 1. Juli 2011 aufgenommen haben, haben sich bis zum 31. Juli
2011 im Register gemal3 8 22 Abs. 1 Z 1 elektronisch zu registrieren.

§879. (1) Wer §79. (1) Wer
1. bis15a. ... 1. bis15a. ...
15h. entgegen 8 69 Abfélle ohne die erforderliche Bewilligung oder ohne die
sonstigen erforderlichen Zustimmungen gemal3 der EG-VerbringungsV
verbringt,
16. bis109. ... 16. bis109. ...
(2) Wer (2) Wer
1. bis17. ... 1. bis17. ...

18. entgegen § 69 Abféle ohne die erforderliche Bewilligung oder ohne
die sonstigen erforderlichen Zustimmungen gema der EG-
VerbringungsV oder entgegen Art. 22 Abs. 4 der EG-VerbringungsV
verbringt oder Auflagen in den Bescheiden gemal3 § 69 nicht einhalt,

18. entgegen Art. 22 Abs. 4 der EG-VerbringungsV Abféle verbringt oder
Auflagen in den Bescheiden geméR § 69 nicht einhdlt,

19. bis 25. ... 19. bis 25. ...
(3) Wer (3) Wer
1. bis13. ... 1. bis13. ...
13a. entgegen Art. 18 der EG-VerbringungsV nicht sichergestellt hat, dass die
erforderlichen Angaben mitgefuhrt, vorgewiesen oder Ubermittelt werden,
14. bis16. ... 14. bis16. ...
(4) bis(7) ... (4) bis(7) ...

§80. (1) Inden Féllen des § 79 Abs. 1 Z 1 in Verbindung mit § 15 Abs. 3
letzter Satz, § 79 Abs. 1 Z 7,879 Abs. 1 Z 153, § 79 Abs. 2 Z 3 in Verbindung
mit 8§ 15 Abs. 3 letzter Satz und § 79 Abs. 2 Z 18, 19, 20 oder 22 ist der Ver-
such strafbar. Weiters gilt in den Féllen des § 79 Abs. 1 Z 15a, § 79 Abs. 2
Z 18, 19 oder 22 ds Tatort der Sitz oder die Hauptniederlassung des Unterneh-
mens; sofern kein Sitz oder keine Hauptniederlassung des Unternehmens im

§80. (1) In den Féllen des 8§ 79 Abs. 1 Z 1 in Verbindung mit 815 Abs. 3
letzter Satz, § 79 Abs. 1 Z 7,879 Abs. 1 Z 153, § 79 Abs. 2 Z 3 in Verbindung mit
§ 15 Abs. 3 letzter Satz und § 79 Abs. 2 Z 18, 19, 20 oder 22 ist der Versuch straf-
bar. Weiters gilt in den Féllen des 8§ 79 Abs. 1 Z 153, § 79 Abs. 2 Z 18, 19 oder 22
und § 79 Abs. 3 Z 13, 133, 14, 15 oder 16 als Tatort der Sitz oder die Hauptnieder-
lassung des Unternehmens; sofern kein Sitz oder keine Hauptniederlassung des
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Inland gegeben ist, die Zweigniederlassung des Unternehmens; im Fall mehre-
rer Zweigniederlassungen die frilheste Zweigniederlassung; sofern keine Nie-
derlassung im Inland gegeben ist, der Ort der Anhaltung; sofern keine Anhal-
tung im ortlichen Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes erfolgt, der Ort des
Grenzubertritts.

Unternehmens im Inland gegeben ist, die Zweigniederlassung des Unternehmens;
im Fall mehrerer Zweigniederlassungen die friiheste Zweigniederlassung; sofern
keine Niederlassung im Inland gegeben ist, der Ort der Anhaltung; sofern keine
Anhaltung im ortlichen Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes erfolgt, der Ort des
Grenzubertritts.

(2) bis(7) ...

(2) bis(7) ...

§82. (1) bis(5) ...

§82. (1) bis(5) ...

(6) Anordnungen, Anhaltungen, Anzeigen und sonstige Mal3nahmen gemaf3
§ 82, Organstrafverfugungen und das Einheben einer vorléufigen Sicherheit sowie
s